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Badischer Landtag.
cms der ^3werterr ^ imnrrrer .

2 . öffentliche Sitzung
am Donnerstag den 28 . November 1901 .

Am Regierungstisch : Präsident des Mini¬
steriums des Innern , Geh. Rath Or . Schenkel und
Ministerialrath I)r . Glöckner .

Alterspräsident Pflüger eröffnet die Sitzung um
9Vr Uhr . ,

Sekretär Frühaus verliest die Eingänge , darunter
eine statistische Uebersicht der Generaldirektion der
Staatseisenbahnen von 1899/1900 , eine Bitte des Ge¬
meinderaths Adelsheim betreffend Errichtung einer-
neuen Irrenanstalt , sowie verschiedene Petitionen .

Nach Beeidigung des Abg. Muser berichtet Abg .
GießIer über die Wahl in Lörrach-Land . Gegen die¬
selbe sei die gestern schon mitgetheilte Anfechtung einge¬
kommen . 1 . In Binzen seien eine Anzahl von Wahlzetteln -
für ungiltig erklärt worden . Bauunternehmer Umiger
sei als mit 82 Stimmen gewählt proklamirt worden . Die
Zettel hätten nicht auf Umiger , sondern auf Umminger
gelautet . Einen Umminger gebe es nicht , Wohl aber
einen Johann Friedrich, Karl , Konrad und Rudolf
Umiger . Es habe in der . Kommission ein Rudolf
Umiger mitgewirkt . Wenn die Identität des mit Um¬
minger Bezeichneten und des Umiger nachgewiesen sei , so
habe die Kommission kein Bedenken, die Wahl für giltig
zu erklären.

Die Kommission stelle also den Antrag :
nähere Erhebungen vornehmen zu lassen .

2 . In Hauingen sei als gewählt proklamirt worden
Joh . Gg . Asal, Schneider , mit 48 Stimmen , die nächst¬
folgende Liste habe 41 Stimmen gehabt . In der
Wählerliste stehen drei Asal , aber ein Joh . Gg . Asal,
Schneider, nicht . Die Wahlkommission habe später kon-
statirt , daß ein Joh . Gg . Asal nicht existire , weßhalb sie
die Wahl desselben für ungiltig erklärt und den Wahl¬
mann , der die nächstmeisten Stimmen erhalten , an seine
Stelle habe treten lassen . Wenn man konstatiren könnte,
daß Joh . Gg . Asal identisch sei mit dem in der Wählerliste
eingetragenen Schneider Georg Asal, so müsse die Entschei¬
dung der Wahlkommission rückgängig gemacht werden.
Die Annahme einer Verwechslung des zweiten Vor¬
namens erscheine als sehr wahrscheinlich . Auch hier sollen
Erhebungen gemacht werden.

3 . In Thumringen sei von vornherein anzunehmen,
daß den Wählern die Wahl bekannt gewesen sei .
Thatsächlich kommen die Arbeiterhäuser nicht in Betracht,
sondern nur der Portier der Fabrik ; die Arbeiterhäuser
gehören nicht zur Gemeinde Thumringen , sondern zur
Gemeinde Haagen , in der die Bekanntmachung erfolgt
sei.

Die Kommission beantrage einstimmig :
die Wahl in Lörrach-Land für beanstandet zu

erklären und die Großh . Regierung zu ersuchen , Er¬
hebungen der oben angeregten Art vorzunehmen.

Abg . Or . Blankenhorn : Es handle sich in erster
Linie darum , daß die Wahlzettel auf Umminger lauteten ,
während ein Umminger nicht existire . Die Abtheilung
habe angenommen , daß möglicherweise ein Schreibfehler

vorliegen könne und daß, wenn dies nachgewiesen werde,
dies nicht als Ansechtungsgrund gelten dürfe . Die Ober¬
länder sagen „Umiger" und glauben , man schreibe
„Uminger "

, wie „Giger " für „Geiger "
. Umiger sei in

Binzen allgemein bekannt. Die auf „Uminger " lauten¬
den Briefe würden an „Umiger " bestellt. Die Identität
sei absolut sicher . Werde die Wahl dieses Wahlmanns für
giltig erklärt , so müsse in Hauingen , wo der gleiche Fall
vorliege, die Entscheidung der Wahlkommission rück¬
gängig gemacht werden. Fraglich bleibe außerdem , ob
die Kommission das Recht habe, einige Tage nach der
Wahl eine derartige Entscheidung zu treffen . Was Thum¬
ringen anlange , sei zu bemerken : Man könnte wohl sagen,
daß thatsächlich die Wahl bekannt gewesen sei, umsomehr
als drei Parteien Wahlzettel ausgetheilt und höchstwahr¬
scheinlich in die Häuser gebracht haben . Dies sei aber gar
nicht nöthig . Die Sache liege ganz anders . Nicht alle
Arbeiterhäuser, die in Frage stünden, befänden sich auf
der Gemarkung Haagen , zwei derselben sowie die Fabrik
gehörten zur Gemarkung Thumringen . Es sei aber nicht
ortsüblich, bei dieser Fabrik auszuschellen, sondern alle
Bekanntmachungen würden ark der Fabriktasel ange -
scklagen , und dies sei geschehen. Damit falle der Wahl -
Protest in sich zusammen. Abgesehen hiervon kämen die
fünf in Frage stehenden Stimmen bei einem Verhältniß
von 60 : 28 nicht in Betracht. Auch er sei für nähere Er¬
hebungen, worin er mit seinen politischen Freunden über¬
ein stimme .

Abg . Wacker : Er sei der Meinung , daß eine weitere
Debatte zwecklos sei, namentlich wenn das Ergebniß von
Privaterhebungen mitgeteilt werde. Er freue sich, daß
die Beurtheilung des Vorredners der seinigen gleiche.
Die thatsächliche Situation in Binzen dürfe als horrende
bezeichnet werden. Er möchte es als unerläßliches Er¬
forderniß bezeichnen, daß auf dem Wahlzettel auch der
Wohnort des Kandidaten angegeben werde . Doch wolle
er diese Ansicht nicht urgiren , er erwähne dies nur des¬
halb, weil das Gesetz zulasse , daß Wahlmänner aus dem
ganzen Bezirk gewählt würden . Es müssen Erhebungen
nicht in privater Weise , sondern auf dem regelrechten Weg
angestellt werden. — Wegen der „ Schelle" in Thum¬
ringen möchte er bemerken : Wenn die in Frage kommen¬
den Stimmen auf das Endergebniß der Wahl keinen Ein¬
fluß haben, so sei die mangelnde Bekanntmachung da¬
selbst belanglos . Der Abg . Or . Blankenhorn habe bei
seiner Beurtheilung der Frage das Wort „wir " ge¬
braucht. Wenn dies nicht ein pluralio mLiestaticus sein
solle, so haben sich die Herren der nationalliberalen Frak¬
tion damit festgelegt .

Der Antrag der Abtheilung wird hierauf einstimmig
angenommen.

Abg . Klein berichtet über die Wahl in Engen -
Stockach. Er rekapitulirt die gestern geäußerten Be¬
denken . Die Kommission sei der Ansicht : obgleich der
Protest zurückgezogen worden sei , müsse man die Ange¬
legenheit prüfen . Nach den zu den Akten gebrachten Er¬
hebungen des Bezirksamt Engen , habe die Sache sich
thatsächlich so Verhalten , wie der Protest sie darstelle . Es
sei thatsächlich kein Jsolirraum vorhanden gewesen. Der
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hierzu benützte Raum habe als Durchgang vom und zun :
öffentlichen Wahllokal gedient. Der Gewählte habe 63
gegen 48 Stimmen auf sich vereinigt . Ziehe man die
fünf Wahlmänner von Möhringen den Stimmen des Ge¬
wählten ab , so bleiben 48 gegen 48, die absolute Mehrheit
sei nicht erreicht, eine Neuwahl habe also stattzufinden.
Wegen der vorliegenden handgreiflichen Verletzung der
Wahlordnung sei die Kommission mit zehn gegen zwei
Stimmen zu dem Antrag gekommen :

die Wahl der Wahlmänner in Möhringen und
damit die Wahl des Abgeordneten von Engen -
Stockach für ungiltig zu erklären .

Abg. Fehrenbach stimmt darin mit dem Bericht¬
erstatter überein , daß es Aufgabe der Kammer sei ,
einen Wahlprotest zu prüfen , obgleich er zurückgezogen
sei. Es liege thatsächlich eine Verletzung der Wahlordnung
vor . Aber damit sei noch nicht gesagt, daß das Ergebniß
der ganzen Wahl nichtig sei . Man müsse sich vielmehr
die Frage vorlegen, ob der Ausfall der Möhringer Wahl¬
männerwahl das Endresultat beeinflusse oder nicht . Nun
sei aber notorisch , daß die Möhringer Wahlmänner na -
nonalliberal gewählt haben, nach dem Abzug ihrer Stim¬
men bleibe für den Gewählten eine noch größere Mehr¬
heit . Es sei allerdings Uebung des Reichstags , die be¬
anstandeten Stimmen dem Gewählten abzuziehen. Dies
dürfe aber nicht aus die badischen Verhältnisse übertragen
werden . Man übersehe dabei, daß der Reichstag sich auf
keinen andern Standpunkt stellen könne . Er sei nothwen-
dig bei der direkten Wahl , wo eine Nachprüfung der
Stimmabgabe ausgeschlossen sei . Dies dürfe jedoch nicht
auf die Verhältnisse der indirekten Wahl ausgedehnt
werden, wo man wisse, wie die in Frage kommenden
Wahlmänner abgestimmt ' haben, wo man sie dem Kandi¬
daten , dem sie zugekommen seien , abzählen könne . Wenn
er sich auf diesen Standpunkt stelle , so könne er sich auf
einen in Rastatt vorgekommenen Präcedenzsall stützen,
abgesehen von den Vernunfterwägungen , die keinen
Zweifel darüber lassen , daß der gegentheilige Standpunkt
eine Fiktion involvire . (Bravo beim Centrum .)

Abg , Dreesbach ist mit dem Vorredner wenigstens
darin einverstanden , daß die Vorgänge in Möhringen mit
dem Gesetz in Widerspruch stehen . Auch der Bürger¬
meister von Möhringen habe ja die Sache zugegeben .
Wenn dieser aber sage, er habe aufgepaßt , daß nichts
Ungehöriges im Jsolirraum vorkomme, so müsse er be¬
merken : der Wahlvorstand dürfe unter keinen Umständen
das , was im Jsolirraum geschehe, beaufsichtigen . Der
Jsolirraum sei dazu geschaffen , damit jeder Beeinflussung
des Wählers vorgebeugt werde. Hier sei der Jsolirraum
aber die reine Landstraße gewesen . Jeder , auch Nicht¬
wähler , habe durchgehen können, da die Wahlhandlung
ja selbst öffentlich und dieser „Jsolirraum " Durchgangs¬
ort gewesen sei. Die Kammer habe alle Ursache , dafür
zu sorgen, daß das Recht des Wählers , seine Stimme ohne
zede Beeinflussung abzugeben, bis ins Kleinste gewahrt
werde .Im vorliegenden Falle könne er sich mit einer
bloßen Rüge der Wahlkommission auf keinen Fall einver¬
standen erklären ; die Gemeinde Möhringen müsse viel¬
mehr gezwungen werden, noch einmal zu wählen . — Er
könne nicht unbedingt annehmen , daß die Möhringer auf
alle Fälle nationalliberal gewählt haben . Auch die Wahl
des Abgeordneten sei geheim. Wie die Wahlmänner
stimmen, darüber könne man Vermuthungen hegen, Ge¬
wißheit habe Niemand . Jeder Wahlmann habe die
Pflicht, nach seiner innersten Ueberzeugung zu wählen,
und in seine Seele sehen könne Niemand . Dazu komme ,
daß ein alter Brauch demjenigen die beanstandeten
Stimmen abzähle, der die meisten erhalten habe. Aus
diesen Gründen wäre er für Ungiltigkeit der Wahl selbst
dann , wenn das Centrum 65, die Nationalliberalen nur

20 Stimmen erhalten hätten . Das Prinzip sei zu
wahren . Die Person des Gewählten und seine Parteizu¬
gehörigkeit trete für ihn ganz in den Hintergrund .

Äbg . Or . Heimburger erklärt , auch er stimme
darin mit den Vorrednern überein , daß eine Verletzung
der Wahlordnung vorliege . Darin aber könne er Drees¬
bach nicht beipflichten , daß wegen einer solchen Gesetzes¬
verletzung auf alle Fälle eine Wahl für ungiltig erklärt
werden müsse . Dies würde zu den unglaublichsten Kon¬
sequenzen führen . Jeder Wähler hätte es ja dann in der
Hand , durch Herbeiführung irgend welcher Ungehörigkeit
eine Wahl ungiltig zu machen . (Zurufe : „ Sehr richtig !")
Der Reichstag vertrete darum mit Recht seine Ansicht, daß
die ungiltigen Stimmen einen Einfluß auf das End¬
resultat haben müssen , um Ungiltigkeit der ganzen Wahl
nach sich zu ziehen . Immerhin sei es Aufgabe der Re¬
gierung , nach den Gründen dieser Ungehörigkeit zu for¬
schen und dem betreffenden Bürgermeister die Gesetzes¬
vorschrift derart zu Gemüthe zu führen , daß ein solcher
Verstoß nicht mehr vorkomme.

Er habe gehört , daß die Bürgermeister an die Re¬
gierung jeweils zu berichten haben , in welcher Weise sie
den Jsolirraum herzustellen gedenken . Er frage an , ob
dies in Möhringen geschehen sei . Es sei an sich möglich,
daß das Möhringer Resultat einen Einfluß auf das
Endresultat ausgeübt habe. Man dürfe aber seine Augen
nicht vor notorischen Thatsachen verschließen . Ein katho¬
lischer Geistlicher habe den Protest eingebracht. Daraus
sei mit Sicherheit zu entnehmen, daß die in Frage kom¬
menden Stimmen nationalliberal ausgefallen seien . Ziehe
man sie aber dem nationalliberalen Kandidaten ab, so
erleide das Endresultat keinerlei Veränderung . — Er
persönlich glaube, man wolle andere Dinge dadurch korri-
giren , daß man diesen Verstoß zur Wahlansechtung be¬
nütze.

Aba. Obkircher glaubt , es der Abtheilung überlassen
zu dürfen , gegen die vom Abg . Or . Heimburger geäußerte
Verdächtigung ihrer Motive zu protestiren . Er protestire
aber im eigenen Namen und in dem seiner Freunde .
Keinerlei Nebenabsichten seien der Grund gewesen , weß-
halb diese Sache im Hause zur Sprache gebracht worden
sei. Man habe lediglich das Interesse gehabt, das Gesetz
bei der Zusammensetzung der Kammer walten zu lassen
und Angehörigkeiten zu rügen . — Wie die Verhältnisse bei
dem angezogenen Rastatter Präcedenzsall gelegen, wisse er
nicht , er fühle jedoch die Verpflichtung , vor der Gefahr
einer Exemplificirung zu warnen . Diese Gefahr sei hier
eben so groß wie beim Präjudizienkult in der Juris¬
prudenz , da man die genauen Thatsachen des Präcedenz-
salles nie genau kenne .

Im .übrigen schließt er sich insofern Dreesbach und
Or . Heimburger an , als auch er der Ansicht ist , daß mau
nie genau wissen könne , wie ein Wahlmann wähle , trotz
aller vorausgegangenen , den Urwählern gegebenen Ver¬
sprechungen. Den Ausführungen Dreesbach's , unter allen
Umständen müsse eine solche Gesetzesverletzung Nichtigkeit
der Wahl zur Folge haben , tritt Redner entgegen.

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh. Rath
Or . Schenkel : Der Gemeinderath von Möhringen
habe einen Fehler begangen , der um so weniger entschuld¬
bar sei, als die Bürgermeister jeweils auf die Wichtigkeit
der Jsolirräume hingewiesen würden . Dies sei auch im
vorliegenden Falle geschehen. Der Abg . Or . Heimburger
wolle aber hierin weiter gehen : er verlange , das Bezirks¬
amt solle in jedem Einzelfalle nachprüfen , ob und in
welcher Art ein Jsolirraum geschaffen sei. So weit
möchte er nicht gehen. Er wolle den Gemeinden eine
größere Freiheit gewähren als Or . Heimburger . (Heiter-
keit .) Die Abgg. Fehrenbach, Dreesbach und Or . Heim¬
burger nehmen an , daß der Wahlkommission von
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Möhringen die verdiente Riige ertheilt worden sei. Dies
sei thatsächlich geschehen. Auch sei der Bürgermeister an¬
gewiesen worden, wie er in Zukunst zu Verfahren habe.

In Uebereinstimmung mit den meisten Rednern sei
er der Ansicht, daß durch das Fehlen eines Jsolirraumes
Ungiltigkeit der Wahlmännerwahl herbeigeführt worden
und daß auch Ungiltigkeit der Abgeordnetenwahl die
Folge davon sei , da die in Frage kommenden Stimmen
dem Gewählten abzuziehen seien ohne Rücksicht darauf ,
ob er dem Centrum oder der nationalliberalen Fraktion
angehöre. Die Tendenz der Wahlordnung gehe dahin ,
das Wahlgeheimniß auf 's äußerste zu wahren . Im Jahre
1896 habe die Regierung geheime Wahl für die Wahl des
Abgeordneten beantragt , die Kammer selbst habe das
Wahlgeheimniß auch auf die Wahl der Wahlmänner aus¬
gedehnt. — Wollte man in vorliegendem Falle unter¬
suchen, für wen der einzelne Wahlmann gestimmt habe,
so würde man damit in das Wahlgeheimniß eingreifen
und dadurch mit dem »Gesetz in Widerspruch gerathen .
Er erachte es deshalb überhaupt als müßig , die Frage
weiter zu priifen , ob die betreffenden Wahlmänner
nationalliberal gewählt haben oder nicht. Die Wahl sei
seiner Ansicht nach für ungiltig zu erklären .

Abg . vr . Heimburger glaubt , daß es dem Herrn
Minister mit der Bemerkung über seine freiheitliche Ge-
meindepolitik nicht so sehr Ernst gewesen sei . Sollte dem
aber doch so sein , so sei er nicht zu alt dazu , um in
dieser Hinsicht vom Herrn Minister zu lernen . — Man
habe deutliche Anhaltspunkte für die Beurtheilung der
Stimmabgabe des einzelnen Wahlmannes , da sich ja die
Wahlmänner aus ein gewisses Parteiprogramm und da¬
mit auf die Wahl eines gewissen Abgeordneten verpflich¬
ten müssen . Auch habe er den Wunsch , daß die Wahl
des Abgeordneten nicht so geheim vor sich gehen möchte
wie die der Wahlmänner . Gegenüber den Auslassungen
des Abg- Obkircher bemerke er , daß es ihm fern lag , die
Abtheilung zu verdächtigen . Der Abtheilung , die als
Richter fungire, wolle er keineswegs Nebenabsichten unter¬
schieben . Anders sei dies beim Kläger . Dieser werde
nicht verdächtigt . wenn man ihm ein gewisses Ziel vor¬
werfe , das er mit gesetzlichen Mitteln zu erreichen suche .
^ Präsident des Ministeriums des Innern Geh. Rath
vr . Schenkel gibt dem Vorredner zu , daß er die be¬
sprochene Bevormundung der Gemeinden nicht empfohlen
habe . vr . Heimburger habe aber hervorgehoben, dieselbe
sei von einigen Bezirksämtern ausgeübt worden , und es
habe ihm wie ein halber Vorwurf Or . Heimburger's ge¬
klungen , daß die Regierung dies nicht allgemein durch¬
geführt habe . Eine solche Anordnung habe er nicht ge¬
troffen und werde es auch nicht thun . — Was Or . Heim¬
burger bezüglich der Wahl des Abgeordneten sage , wider¬
spreche seinem Schlagwort von den allgemeinen, gleichen,
geheimen und direkten Wahlen . — Bei der Entscheidung
einer Frage wie der vorliegenden müsse man Präjudizien
schaffen und sich an solche halten , um den Schern der
Parteilichkeit zu vermeiden . Die Rastatter Wahl aus
dem Jahre 1899 könne hier nicht präjudiziell sein . Da¬
mals seien den 44 Stimmen des Gewählten 22 gegen¬
übergestanden . Wenn damals auch in einem Distrikt mit
höchstens 8 Wahlmännern die Wahl umgestoßen worden
wäre, so würde dies auf das Endresultat keinen Einfluß

'

gehabt haben .
Abg . Fehrenbach ist damit einverstanden, daß objektiv

in Anlehnung an Präjudizien entschieden werden solle.
Wenn der Rastatter Fall auch nicht vollständig Passe , so
folgen er und seine Freunde ihm doch konsequenter als
Geh . Rath vr . Schenkel und Abg . Obkircher . Das
Endresultat bleibe ja von dem Ausfall der Möhringer
Wahl unberührt . Eine genauere Prüfung greife nicht in

das Wahlgeheimniß ein . Durch Aufnahme in den Wahl -
männerzettel verpflichte sich der Einzelne auf eine be¬
stimmte Partei . Darin liege eben der große Unterschied
zwischen der Landtags- und der Reichstagswahl . Drees¬
bach gehe in seiner Ansicht viel zu weit . Er verquicke
die öffentlich- rechtliche Seite der Frage mit der dis¬
ziplinären. — Im übrigen solle den anderen Ortschaften
des Wahlbezirks keine Gelegenheit zu weiterer politischer
Betätigung gegeben werden , höchstens dürste in Möhringen
eine Neuwahl vorgenommen werden .

Abg . Muser : Der Herr Minister glaube einen
Gegensatz zu finden in den Ausführungen vr . Heim¬
burger's und dem Programm der Partei . Dem müsse
er entgegentreten , vr . Heimburger habe gesagt , er hätte
gar nichts dagegen , wenn im Einzelsall eruirt werden
könnte , wie ein Wahlmann gewählt habe. Das wider¬
spreche dem Parteiprogramm keineswegs . Die Dinge
müsse man eben so nehmen , wie sie liegen .

Abg . Dreesbach bleibt auf seinem prinzipiellen
Standpunkt bestehen. Uebrigens werde in conarsto das
Resultat geändert. Es bestehe wohl eine moralische Ver¬
pflichtung für den Wahlmann , nach der Parole der Partei
zu wählen , von der er auf die Wahlmännerliste gesetzt
worden . Man müsse sich aber an das geschriebene Gesetz
halten , das vorschreibe , daß der Wahlmann in seiner
Stimmabgabe frei sei .

Abg . Wacker glaubt ein Wort in Sachen des „ An¬
klägers"

sagen zu sollen. In seinen Augen sei Di-. Wilckens
nicht Ankläger . Die Zeitungen haben von der Angele¬
genheit gesprochen, und jeder dürfe im Interesse der Ge-
setzeswahrnng dies aufgreifen . — Er frage an , ob nicht
sämmtliche Wahlakten dem Hause zur Verfügung gestellt
werden zwecks einer genauen Nachprüfung. Des Weiteren
kommt Redner auf die Ausführungen des Geh . Raths
Or . Schenkel zu sprechen, auf die er erwidert. Den Aus¬
druck „ Schlagwort" habe er als verletzend empfunden.
In dergleichen handle es sich für ihn und seine Freunde
nicht um „ Schlagworte"

. Die Mahnung des Ministers ,
Wahlprüfungen nicht zur Parteisach ? zu machen , sondern
streng und gerecht nach Präjudizien zu entscheiden , hätte
er in langen Jahrzehnten des verflossenen Jahrhunderts
für sehr angebracht gehalten, heute seien sie unnöthig .
(Zurufe : „ Sehr richtig !

"
) Was das anlange , daß Geh.

Rath Or . Schenkel vorhin bei einer Rechtsfrage Partei
ergriffen habe , wozu die Regierung zweifellos das Recht
habe , möchte er bemerken : Man müsse der Regierung
ein solches Recht um so mehr zugestehen , wenn sie be¬
müht sei , ihre eigene Stellung über den Parteien ein¬
zunehmen . Und hierzu sei ein sehr erfreulicher Anfang
vorhanden. Man dürfe aber von der Regierung an¬
nehmen , daß sie , wenn von der Kammer hierzu kein An¬
laß gegeben sei , mit ihrer Ansicht zurückhalte , zumal da
sie keine obere Instanz sei und auch nicht mit abzustim¬
men habe . Den Abg . Dreesbach habe er zum erstenmal
seit Jahren nicht verstanden , wenn dieser notorische Tat¬
sachen dann nicht berücksichtigen wolle , wenn sie mit dem
Geist des Gesetzes nicht in Einklang stehen . Wenn eine
ungiltige Stimme das Endresultat nicht beeinflusse , so
trete vernünftigerweise Rüge , eventuell Strafe em , nicht
aber Ungiltigkeit der Wahl . Im Jahre 1896 hätten in
das Gesetz Strafbestimmungen ausgenommen werden können
etwa in der Art , daß die Kosten der Neuwahl demjenigen
auferlegt würden , der die Ungiltigkeit der ersten Wahl
verschuldet habe . (Bravo !) Diese Versäumniß könne noch
nachgeholt werden .

Abg . Dr . Wilckens , der infolge dienstlicher Verhin¬
derung während eines »großen Theils der Sitzung nicht
anwesend ' ein konnte , verwahrt sich gegen den vom Abg.
Or . Heimburger ihm gegenüber gebrauchten Ausdruck

>



„ Ankläger" . Bei seiner Rüge der Wahl habe er sich
lediglich von dem Gedanken leiten lassen , daß ein so
grober Verstoß gegen die Wahlordnung nicht unbeachtet
bleiben dürfe. Auch er und seine politischen Freunde
bemühen sich , gerecht und konsequent zu sein in Wahl¬
prüfungsangelegenheiten.

Präsident des Ministeriums des .Innern Geh. Rath
vr . Schenkel stellt die Wahlakten , soweit nöthig, gern
zur Verfügung . Sämmtliche Wahlakten des Ministeriums
jedoch eignen sich in ihrem vollen Umfang nicht zur Mit¬
theilung an dieses Hohe Haus.

(Zuruf des Abg . Wacker : „ Soweit sie für das Haus
Interesse haben"

.)
Geh. Rath vr . Schenkel fortfahrend : „ Interesse

hätten auch Andere !
"

(Heiterkeit .) Es sei ihm fern¬
gelegen , eine Mahnung an das Hohe Haus zu richten ,
er habe nur etwas Selbstverständliches konstatiren wollen .
Auch habe er keine Partei ergriffen , er habe nur die
Ansicht der Regierung in einer wichtigen Sache vor¬
getragen. Er sei übrigens dazu provorirt worden . Natur¬
gemäß habe die von ihm verlangte formelle Erklärung
auch eine materielle nach sich gezogen. Die Regierung
dürfe gewiß ihre Ansicht auch äußern .

Der Berichterstatter bemerkt zum Schluffe der
Diskussion, die Abtheilung sei zu dem Antrag , die Wahl
für beanstandet zu erklären , in erster Linie aus dem
Grunde gekommen , weil eine flagrante Verletzung des
Gesetzes vorliege. Nur nebenbei sei die Frage geprüft
worden , ob die Möhringer Wahl auf das Endresultat
Einfluß gehabt habe . Des Weiteren weist er die Ver¬
dächtigungen , die der Abg . vr . Heimburger ausgesprochen ,
namens der Abtheilung energisch zurück und bittet für
den Kommissionsantrag zu stimmen .

In einer persönlichen Bemerkung erklärt der Abg . Or.
Heimburger , daß er mit seinem „ man " weder die
Kommission noch sonst jemanden habe verdächtigen wollen .
Hiermit gibt sich der Abg . Klein zufrieden . Hierauf wird
der Kommissionsantrag mit 32 gegen 26 Stimmen an¬
genommen und die Wahl somit für beanstandet erklärt.

Abg . Zehnter berichtet über die Wahl in Villingen-
Neustadt. Er rekapitulirt den Inhalt des schon gestern
mitgetheilten Protestes , wonach während einiger Zeit die
Ermittlung des Wahlergebnisses im zweiten Distrikt von
Neustadt hinter verschlossenen Thüren stattfand . Die An¬
gaben der Anfechtungsschrift seien richtig , die Abtheilung
sei jedoch mit neun gegen drei Stimmen zu dem Antrag
gekommen , die Wahl für unbeanstandet zu erklären aus
folgenden Gründen :

1 . habe die Wahlkommission optima , kicks gehandelt,
als sie während einiger Zeit die Thüre schloß ,
um die Stimmenzählung ungestört vornehmen zu
können . Man habe — insbesondere zufolge der
Auskunft des Amtsrevidenten Kaiser — geglaubt,
hierzu berechtigt zu sein ;

2 . sei keine Veränderung des Wahlresultats vorge¬
nommen worden , von keiner Seite seien Ver¬
dächtigungen ausgesprochen und auch keinerlei
Anhaltspunkte vorhanden ;

3. niemand sei in seinem Rechte , dem Akte anzu¬
wohnen , geschädigt worden , da der erste Besucher
Einlaß gefunden habe und von da an die Thüre
offen geblieben sei ;

4 . der Akt sei noch nicht vollendet , das ganze Ma¬
terial noch vorhanden, die Kommission noch an¬
wesend , infolge dessen also eine Nachprüfung
möglich gewesen.

Abg . vr . Binz tritt dem Kommissionsantrag in längerer
Rede entgegen , indem er jeden einzelnen der vier vorge¬
tragenen Gründe kritisch beleuchtet und darauf hinweist ,
daß das Gesetz in 8 45 die Möglichkeit einer ununter¬
brochenen öffentlichen Kontrole des ganzen Wahlaktes an¬
strebe und auch den mit Vornahme der Wahl Betrauten
das Bewußtsein beibringen wolle , daß sie unter ständiger
Kontrole der Oeffentlichkeit stehen . Er übergibt einen von
ihm und einigen Freunden Unterzeichneten Antrag ,

die Wahl für beanstandet zu erklären.
Die Sitzung wird nach 1 Uhr abgebrochen .

Verantwortlich für die Landtags -Beilage : E . Umhauer — Druck und Verlag der G . Bra un 'schen Hofbuchdruckerei, Beide in Karlsruhe .
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